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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Schule, Kultur und 
Städtepartnerschaften -

  
Tagesordnung I Punkt 6 der öffentlichen Sitzung am 1. März 2018

Vorlagen-Nr. 18-F-21-0018

Zukunftsplanung Theaterbühne im Pariser Hof, Spiegelgasse 9
-Antrag der Fraktionen von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 20.02.2018-

Der Verein „Theater im Pariser Hof e.V.“ betreibt seit Mai 2015 die Theaterbühne in der 
Spiegelgasse 9 in ehrenamtlicher Arbeit. Eine institutionelle Förderung des Theaterbetriebs ist im 
Haushalt nicht vorgesehen. Derzeit werden verschiedene Szenarien für die Zukunft des 
Theaterbetriebs im Pariser Hof diskutiert.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten,

1. eine Sitzungsvorlage zu erstellen, in der ein Zeitplan bis zu den Haushaltsberatungen im 
Herbst 2019 und mögliche Lösungsvorschläge dafür unterbreitet werden, wie eine 
zukünftige kulturelle Nutzung der Theaterbühne in der Spiegelgasse 9 gesichert werden 
kann. Hier ist insbesondere zu prüfen, 

a) wie ein Interessenbekundungsverfahren unter Beteiligung des Kulturbeirates durchgeführt 
werden kann 

b) ob und in welchem Umfang ein Gesellschafterbeschluss gefasst werden muss, um die 
wirtschaftlichen Folgen des Status Quo bis zur Vergabe der Bühne in zwei Jahren beim 
GWI (vormals WIM) Liegenschaftsfonds zu legitimieren. 

2. hierbei alle Handlungsoptionen mit deren jeweiligen rechtlichen Voraussetzungen bzw. 
Implikationen zu benennen und die jeweiligen Vor- und Nachteile abwägend darzustellen.

3. mit der Geschäftsführung des GWI (vormals WIM) Liegenschaftsfonds abzustimmen, wie 
eine getrennte Ausschreibung von Bühne und Gastronomie erfolgen kann, damit ein 
Kulturbetrieb weiter ermöglicht werden kann.

Beschluss Nr. 0024

Der Antrag wird in der folgenden Fassung angenommen:

Der Magistrat wird gebeten,

1. eine Sitzungsvorlage zu erstellen, in der ein Zeitplan bis zu den Haushaltsberatungen im 
Herbst 2019 und mögliche Lösungsvorschläge dafür unterbreitet werden, wie eine 
zukünftige kulturelle Nutzung der Theaterbühne in der Spiegelgasse 9 gesichert werden 
kann. Hier ist insbesondere zu prüfen, 

a) wie ein Interessenbekundungsverfahren unter Beteiligung des Kulturbeirates durchgeführt 
werden kann 

b) ob und in welchem Umfang ein Gesellschafterbeschluss gefasst werden muss, um die 
wirtschaftlichen Folgen des Status Quo bis zur Vergabe der Bühne in zwei Jahren beim 
GWI (vormals WIM) Liegenschaftsfonds zu legitimieren. 
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2. hierbei alle Handlungsoptionen mit deren jeweiligen rechtlichen Voraussetzungen bzw. 
Implikationen zu benennen und die jeweiligen Vor- und Nachteile abwägend darzustellen.

3. mit der Geschäftsführung des GWI (vormals WIM) Liegenschaftsfonds abzustimmen, wie 
eine getrennte Ausschreibung von Bühne und Gastronomie erfolgen kann, damit ein 
Kulturbetrieb weiter ermöglicht werden kann.

4. zu prüfen, kurzfristig Projektmittel bereit zu stellen, um das Programmangebot des „Vereins 
im Pariser Hof e.V.“ zu sichern, bis eine grundsätzliche Entscheidung für die Sicherung der 
kulturellen Nutzung des „Pariser Hofs“ und zur institutionellen Förderung getroffen worden 
ist.

(Ziffer 4 ergänzt durch den Ausschuss für Schule, Kultur und Städtepartnerschaften, 
Änderungsantrag L&P vom  01.03.2018)

  
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .03.2018
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Schmehl
Stellv. Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .03.2018

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Gabriel
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .03.2018
    - 16 -

Dezernat VI
in Verbindung mit
Dezernat III
mit der Bitte um weitere Veranlassung 

Gerich
Oberbürgermeister
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